
 

  

S 36 U 368/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 36 U 368/14
Datum 09.08.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 U 725/17 ZVW
Datum 13.03.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom
09.08.2016 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind in allen RechtszÃ¼gen nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Anerkennung einer Berufskrankheit (BK) nach
Nummer 2106 (BK 2106) der Anlage 1 zur Berufskrankheitenverordnung (BKV) â��
DruckschÃ¤digung der Nerven â�� sowie einen darauf gegrÃ¼ndeten Anspruch auf
Verletztenrente nach dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche
Unfallversicherung (SGB VII).

Der am 00.00.1952 geborene KlÃ¤ger war in Bosnien-Herzegowina â�� nach der
Ausbildung zum Maschinenschlosser â�� vom 21.07.1971 bis 24.11.1971 laut
seinen Angaben in einem Bergwerk unter Tage mit Wartungs- und
Instandsetzungsarbeiten beschÃ¤ftigt. Nach dem Wehrdienst als Telegrafist
verrichtete er ab dem 01.03.1973 bei der Firma S zunÃ¤chst die gleichen Arbeiten
wie zuvor. Ab April 1974 war er bei dieser Firma im Auftrag der Firma U GmbH im
deutschen Steinkohlenbergbau mit Arbeiten im Streckenvortrieb befasst. Die Firma
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U GmbH Ã¼bernahm die Mitarbeiter der Firma S ab 01.11.1983. Seine TÃ¤tigkeit
gab der KlÃ¤ger im Dezember 2003 auf.

Wegen der Folgen von ArbeitsunfÃ¤llen (09.06.1984, 06.02.1988 und 06.12.2003)
sowie wegen weiterer BKen (BK 2301, BK 4101, BK 4102, BK 4111, BK 2102, BK
2103, BK 2104, BK 2108, BK 2109, BK 2110, BK 2112) waren weitere Verwaltungs-
und Gerichtsverfahren auch betreffend die Ã�berprÃ¼fung bindend ablehnender
Bescheide gem. Â§ 44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) anhÃ¤ngig.

Mit einem Schreiben vom 11.03.2013 teilte der KlÃ¤ger der Beklagten mit, er habe
im Januar 2013 einen "Antrag gestellt auf Berufskrankheit Liste Nr. 2106".

Die Beklagte lehnte nach Eingang von Unterlagen betreffend die TÃ¤tigkeiten des
KlÃ¤gers und Vorlage eines Berichtes der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie C
vom 26.02.2013 gestÃ¼tzt auf eine Stellungnahme des Leiters des
PrÃ¤ventionsbereichs C1 vom 30.07.2013 mit Bescheid vom 29.08.2013 das
Vorliegen einer BK 2106 ab und stellte fest, dass "AnsprÃ¼che auf Leistungen"
nicht bestÃ¼nden. Nach dem Ergebnis der Ermittlungen sei der KlÃ¤ger wÃ¤hrend
seiner BerufstÃ¤tigkeit keinen Einwirkungen ausgesetzt gewesen, die zur
Verursachung einer BK geeignet gewesen seien. Nach der Stellungnahme des
PrÃ¤ventionsdienstes sei der KlÃ¤ger bei seinen TÃ¤tigkeiten mit
druckluftbetriebenen Werkzeugen und weiteren Handwerkzeugen sowie beim
Tragen schwerer Lasten einer GefÃ¤hrdung im Sinne einer BK 2106 nicht
ausgesetzt gewesen.

Mit seinem Widerspruch vom 04.09.2013 vertrat der KlÃ¤ger die Auffassung, bei
ihm lÃ¤gen sowohl die arbeitstechnischen als auch die medizinischen
Voraussetzungen einer BK 2106 vor. "N. tibialis und N. ulnaris" seien beschÃ¤digt.
Die AusfÃ¼hrungen des PrÃ¤ventionsdienstes seien unzutreffend. Herrn C1 sei
bekannt, dass er einen schweren und anstrengenden Beruf ausgeÃ¼bt habe. Es sei
nicht nachvollziehbar, weshalb er behaupte, dass die TÃ¤tigkeit nicht geeignet sei,
eine BK 2106 zu verursachen.

Die Beklagte holte hieraufhin eine ergÃ¤nzende Stellungnahme des
PrÃ¤ventionsdienstes vom 17.10.2013 ein, in der Herr C1 nach RÃ¼cksprache mit
Kollegen seine frÃ¼here Stellungnahme korrigierte. Der Anteil der TÃ¤tigkeiten, bei
denen der KlÃ¤ger unter beengten rÃ¤umlichen VerhÃ¤ltnissen kniend oder mit
aufgestÃ¼tzten Ellenbogen gearbeitet habe, sei hÃ¶her einzuschÃ¤tzen als
zunÃ¤chst angenommen. Dieser sei einer GefÃ¤hrdung im Sinne der BK 2106
zuletzt bis Ende 2003 ausgesetzt gewesen.

Die Beklagte zog Unterlagen aus dem Verfahren betreffend die BK 2103
(Erkrankungen durch ErschÃ¼tterung bei Arbeit mit Druckluftwerkzeugen oder
gleichartig wirkenden Werkzeugen oder Maschinen) bei. In diesem Verfahren vertrat
der Arzt fÃ¼r Chirurgie/Unfallchirurgie und Sozialmedizin Dr. B in einem Gutachten
vom 08.04.2013 die Auffassung, das bei dem KlÃ¤ger bestehende Schadensbild sei
"ausschlieÃ�lich der BK 2103 zuzuordnen" und mit einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 10 v.H. zu bewerten. Der Chefarzt der Abteilung fÃ¼r
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orthopÃ¤dische Chirurgie, Unfallchirurgie und Sporttraumatologie der D-Klinik, I, Dr.
C2 fÃ¼hrte in seiner beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 06.05.2013 aus, die
"Zuerkennung einer BK 2103" sei gerechtfertigt, er empfehle eine MdE von 10 %.
Hieraufhin erkannte die Beklagte mit Bescheid vom 25.07.2013 eine BK 2103 sowie
das Vorliegen einer MdE in HÃ¶he von 10 v.H. an.

Auf Nachfrage der Beklagten ergÃ¤nzte der KlÃ¤ger (Schreiben vom 11.11.2013),
bei ihm seien "fast alle Nerven getroffen HWS, LWS, Schulter, Ellenbogen,
Handgelenke und vor allem Kniegelenke". Die NervenschÃ¤den und deren Ursachen
mÃ¼ssten aufgeklÃ¤rt werden. Der Beklagten lÃ¤gen Befunde und Unterlagen zur
BK 1317 vor. Dazu legte er einen Arztbericht von Prof. Dr. U1 vom 23.10.2012 vor,
in dem dieser als Diagnose beschrieb: "V.a. Carpaltunnelsyndrom (CTS) bds., V.a.
Sulcus ulnaris-Syndrom bds.". Die Ã�rztin C Ã¼bersandte einen EMG-Befund vom
25.02.2013, der ihrer Beurteilung nach fÃ¼r eine Irritation des Nervus ulnaris links
im Bereich des linken Ellenbogengelenkes spreche.

Die Beklagte zog ein in dem Verfahren betreffend die BK 2104 von Prof. Dr. U2,
Direktor der Neurologischen Klinik und Poliklinik E, F, erstattetes Gutachten vom
29.10.2013 bei. Dieser fÃ¼hrte unter BerÃ¼cksichtigung von
elektromyographischen und elektroneurographischen Zusatzgutachten vom
29.10.2013 zusammenfassend aus, es habe im Rahmen der Begutachtung geklÃ¤rt
werden sollen, ob die vom KlÃ¤ger angegebene Beschwerdesymptomatik durch
eine neurologische Erkrankung erklÃ¤rt werden kÃ¶nne und ob ein Zusammenhang
zur beruflichen TÃ¤tigkeit bestehe. Die von dem KlÃ¤ger angegebene
Beschwerdesymptomatik habe sich in der klinisch-neurologischen Untersuchung
nicht objektivieren lassen. Die daraufhin durchgefÃ¼hrte Elektroneurographie habe
normale Nervenleitgeschwindigkeiten und Amplituden gezeigt. Auch die zusÃ¤tzlich
durchgefÃ¼hrte Elektromyographie habe ebenfalls keinerlei Hinweise fÃ¼r das
Vorliegen eines peripheren Nervenschadens gezeigt. In Zusammenschau aller
Befunde, der klinisch-neurologischen Untersuchung sowie der apparativen
Zusatzdiagnostik habe sich kein Hinweis fÃ¼r das Vorliegen einer SchÃ¤digung
eines peripheren Nervens feststellen lassen. Insbesondere habe kein Sulcus ulnaris-
Syndrom nachgewiesen werden kÃ¶nnen. Damit bestehe auf neurologischem
Fachgebiet auch keine berufsbedingte Erkrankung.

Mit Schreiben vom 20.01.2014 merkte der KlÃ¤ger kritisch an, er sei zu Prof. Dr. U2
zur Beurteilung des Vorliegens der BK 2104 geschickt worden, obwohl dieser zu
einer Begutachtung dieser Berufskrankheit nicht geeignet sei. Der Begutachtung
habe er nur zugestimmt, um seine Mitwirkungspflichten zu erfÃ¼llen. Dieses falsche
Gutachten kÃ¶nne zur Begutachtung der BK 2106 nicht herangezogen werden, da
es hierzu keine Feststellungen enthalte. Die bei ihm vorliegende BeschÃ¤digung der
Nerven im Ellenbogen und Knie seien durch objektive Befunde untermauert. Sobald
er seine Ellenbogen und Knie beuge, leide er unter Kribbeln, brennenden
Schmerzen, Taubheit und LÃ¤hmungserscheinungen bis hin zu einem kompletten
Ausfall von Fingern und FÃ¼Ã�en.

Hieraufhin beauftragte die Beklagte den Beratungsarzt fÃ¼r Neurologie, Psychiatrie
und Psychotherapie Dr. H mit der Ã�berprÃ¼fung der SchlÃ¼ssigkeit des

                             3 / 15



 

Gutachtens von Prof. Dr. U2, der in seiner beratenden Stellungnahme vom
12.02.2014 darlegte, es bestÃ¼nden keinerlei Zweifel an der gutachterlichen
Beurteilung. Der Ausschluss einer neurologischen Erkrankung im Sinne eines
peripheren Druckschadens im Sinne der BK 2106 habe durch die
elektrophysiologischen Untersuchungen eindeutig nachgewiesen werden kÃ¶nnen.
LÃ¤ge eine DruckschÃ¤digung der Nerven, insbesondere des Nervus ulnaris vor, so
hÃ¤tte sich dies in den elektrophysiologischen Untersuchungen widerspiegeln
mÃ¼ssen. Das Gutachten gehe vÃ¶llig korrekt von allen medizinischen Annahmen
aus und berÃ¼cksichtige ebenso korrekt die in Literatur und Rechtsprechung
bestÃ¤tigten medizinischen Grundlagen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 17.04.2014 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf Anerkennung der BK 2106. Zwar
habe eine gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit im Sinne der BK 2106 bestÃ¤tigt, allerdings bei
der Beurteilung der medizinischen Befunde eine berufsbedingte Erkrankung des
peripheren Nervensystems ausgeschlossen werden kÃ¶nnen. Es liege kein
Krankheitsbild vor, das der BK 2106 entspreche.

Mit der am 09.05.2014 beim Sozialgericht (SG) Dortmund erhobenen Klage hat der
KlÃ¤ger sein Begehren gestÃ¼tzt auf den Befund der Ã�rztin C vom 26.02.2013 und
einen vorgelegten Bericht des Priv.-Doz. Dr. S1 vom 07.08.2012 â�� der darin
ausgefÃ¼hrt hat, elektrophysiologisch lÃ¤gen "allenfalls Hinweise auf eine diskrete,
sensibel betonte Polyneuropathie der Beine" vor â�� weiter verfolgt.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

unter Aufhebung des Bescheides vom 29.08.2013 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 17.04.2014 die Beklagte zu verurteilen, unter
Anerkennung der Berufskrankheit nach Nr. 2106 der Anlage zur BKV Verletztenrente
nach einer MdE von mindestens 20 v. H. zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die angefochtenen Bescheide fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig gehalten und
vorgetragen, aus der KlagebegrÃ¼ndung ergÃ¤ben sich keine neuen
entscheidungserheblichen Gesichtspunkte.

Mit Urteil vom 09.08.2016 hat das SG die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle
die medizinischen Voraussetzungen der BK 2106 nicht. Dies ergebe sich aus dem
von Prof. Dr. U2 erstatteten Gutachten. Auch nach den vorgelegten Berichten der
behandelnden Ã�rzte sei definitiv das Vorliegen einer Erkrankung im Sinne der BK
2106 nicht bewiesen. Wegen der Einzelheiten wird auf Tatbestand und
EntscheidungsgrÃ¼nde des Urteils Bezug genommen.

Gegen das ihm am 22.08.2016 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 20.09.2016
beim Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen Berufung eingelegt.
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Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das LSG mit Beschluss vom 24.01.2017 die
Berufung des KlÃ¤gers unter Bezugnahme auf das angefochtene Urteil sowie den
Widerspruchsbescheid zurÃ¼ckgewiesen. Zwar sei der KlÃ¤ger bei seiner
beruflichen TÃ¤tigkeit grundsÃ¤tzlich Einwirkungen ausgesetzt gewesen, die zu
einer DruckschÃ¤digung der Nerven fÃ¼hren kÃ¶nnten. Jedoch fehle es an dem
erforderlichen Vollbeweis einer solchen Erkrankung. Auch unter BerÃ¼cksichtigung
des Berufungsvorbringens ergebe sich keinerlei Anhaltspunkt fÃ¼r eine davon
abweichende Beurteilung. Vielmehr habe Prof. Dr. U2 unter BerÃ¼cksichtigung von
elektromyographischen und elektroneurographischen Zusatzgutachten sowie der
eigenen klinisch-neurologischen Untersuchung mit jeweils unauffÃ¤lligen
Ergebnissen in Kenntnis der Berichte behandelnder Ã�rzte, auf die der KlÃ¤ger sein
Begehren wesentlich stÃ¼tze, die jedoch im Wesentlichen lediglich
Verdachtsdiagnosen nennen wÃ¼rden, schlÃ¼ssig begrÃ¼ndet dargelegt, dass auf
neurologischem Fachgebiet keine berufsbedingte Erkrankung vorliege. Bei durch
DruckschÃ¤digungen von Nerven verursachten NervenlÃ¤sionen wÃ¼rden
typischerweise auffÃ¤llige elektromyographische und elektroneurographische
Befunde erscheinen, beispielsweise eine herabgesetzte Nervenleitgeschwindigkeit.
Dementsprechende Befunde seien beim KlÃ¤ger nicht nachweisbar. Allein aus dem
Vorliegen der arbeitstechnischen Voraussetzungen kÃ¶nne angesichts der
multifaktoriellen Entstehung von Erkrankungen nicht automatisch auf das Bestehen
der Anspruchsvoraussetzungen einer BK geschlossen werden; vielmehr mÃ¼ssten
medizinische Kriterien hinzukommen. Die vom KlÃ¤ger begehrte Einholung eines
weiteren Gutachtens von Amts wegen halte der Senat nicht fÃ¼r erforderlich.
Soweit der KlÃ¤ger dies fÃ¼r notwendig halte, um (sonstige) Ursachen seiner
behaupteten GesundheitsstÃ¶rungen abzuklÃ¤ren, handele es sich um einen
sogenannten "Ausforschungsbeweis", dem der Senat nicht zu folgen habe. LÃ¤gen
bereits die Voraussetzungen fÃ¼r die vom KlÃ¤ger begehrte Anerkennung der BK
2106 nicht vor, komme die Zahlung einer Verletztenrente gemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 1 S.
1 SGB VII nicht in Betracht.

Gegen den Beschluss hat der KlÃ¤ger Nichtzulassungsbeschwerde beim
Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und die Verletzung der tatrichterlichen
SachaufklÃ¤rungspflicht aus Â§ 103 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gerÃ¼gt.
Insbesondere habe das LSG das von ihm beantragte nervenÃ¤rztliche Gutachten
einholen mÃ¼ssen. Das Gutachten von Prof. Dr. U2 verhalte sich nicht zur
streitgegenstÃ¤ndlichen BK 2106. Insbesondere beurteile Prof. Dr. U2 periphere
NervenlÃ¤sionen auf die es vorliegend nicht ankomme, da entscheidend sei, ob eine
DruckschÃ¤digung von Nerven vorliege. Auch wÃ¼rden wesentliche
Untersuchungen an seinen Beinen fehlen.

Das BSG hat mit Beschluss vom 31.08.2017 den Beschluss des Senats vom
24.01.2017 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
an das LSG zurÃ¼ckverwiesen. Das LSG habe sich aus objektiver Sicht gedrÃ¤ngt
fÃ¼hlen mÃ¼ssen, ein nervenÃ¤rztliches SachverstÃ¤ndigengutachten zum
Vorliegen bzw. Nichtvorliegen von NervenschÃ¤den im Bereich der Arme und
eventuell auch der unteren ExtremitÃ¤ten sowie ggf. zur haftungsbegrÃ¼ndenden
KausalitÃ¤t zwischen den berufsbedingten Druckeinwirkungen und den
NervenschÃ¤den beizuziehen. Soweit das LSG die "Einholung eines weiteren
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Gutachtens von Amts wegen nicht fÃ¼r erforderlich" halte, Ã¼bersehe es bereits,
dass weder im Klage- noch im Berufungsverfahren ein SachverstÃ¤ndigengutachten
von Amts wegen erstattet worden sei. SG und LSG stÃ¼tzten ihre Entscheidungen
ausschlieÃ�lich auf das Verwaltungsgutachten des Neurologen Prof. Dr. U2 vom
29.10.2013 nebst elektromyografischen und elektroneurografischen
Zusatzgutachten, die im Verwaltungsverfahren zur Feststellung einer BK 2104
(Vibrationsbedingte DurchblutungsstÃ¶rungen an den HÃ¤nden, die zur
Unterlassung aller TÃ¤tigkeiten gezwungen haben, die fÃ¼r die Entstehung, die
Verschlimmerung oder das Wiederaufleben der Krankheit ursÃ¤chlich waren oder
sein kÃ¶nnen) erstattet worden seien. Auf der Grundlage dieser Gutachten habe
das LSG indes nicht davon ausgehen dÃ¼rfen, das Fehlen eines (druckbedingten)
Nervenschadens sei bereits erwiesen. Denn das neurologische Hauptgutachten
sowie die elektromyographischen und elektroneurografischen Zusatzgutachten
seien in einem vÃ¶llig anderen Kontext (BK 2104) differentialdiagnostisch zu
"DurchblutungsstÃ¶rungen an den HÃ¤nden" erstellt worden und kÃ¶nnten schon
deshalb nicht alle potentiellen NervendruckschÃ¤den erfassen, die nach dem
Wortlaut der BK 2106 prinzipiell in allen KÃ¶rperregionen (und nicht nur "an den
HÃ¤nden") auftreten kÃ¶nnten. Schon deshalb sei weitere SachaufklÃ¤rung durch
Einholung eines nervenÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigengutachtens von Amts wegen
geboten gewesen. Im Ã�brigen hÃ¤tten die Verwaltungsgutachten vorliegend nur
dann alleinige Grundlage der gerichtlichen Entscheidungen sein kÃ¶nnen, wenn der
KlÃ¤ger in die Ã�bermittlung und Nutzung seiner hochsensiblen Sozialdaten (Â§ 35
Abs. 1 S. 1 SGB I; Â§ 67 Abs. 1 und Abs. 12 SGB X) an das SG und LSG schriftlich
eingewilligt (Â§ 67b Abs. 2 S. 3 SGB X) hÃ¤tte, weil die gesetzliche
Ã�bermittlungsbefugnis in Â§ 69 Abs. 1 Nr. 2 SGB X nur fÃ¼r die Ã�bermittlung von
Verwaltungsgutachten fÃ¼r ein dieses Verwaltungsverfahren betreffendes
Gerichtsverfahren gelte. Bei dieser Sachlage sei in Ã�bereinstimmung mit dem
Vorbringen des KlÃ¤gers nicht auszuschlieÃ�en, dass die beantragte Zuziehung
eines nervenÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigengutachtens nicht nur den Vollbeweis
eines Nervenschadens, sondern auch Ã¼berzeugende Anhaltspunkte fÃ¼r die
Wahrscheinlichkeit des Ursachenzusammenhangs zwischen den beruflichen
Druckeinwirkungen und dem Nervenschaden erbracht hÃ¤tten, die ihrerseits zur
Feststellung einer BK 2106 und zur GewÃ¤hrung einer StÃ¼tzrente nach einer MdE
von 10 v.H. gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Das LSG werde auch Ã¼ber die Kosten des
Beschwerdeverfahrens zu entscheiden haben.

Nach FortfÃ¼hrung des Verfahrens hat der KlÃ¤ger u.a. die in den Verfahren der BG
RCI ("Verfahren sind LSG bekannt") mit Untersuchungen beauftragten Ã�rzte von
der Schweigepflicht entbunden (schriftliche EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung vom
02.12.2017). Der ehemalige ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat die
Erteilung einer EinwilligungserklÃ¤rung zur Verwendung des Gutachtens von Prof.
Dr. U2 sodann verweigert (Schriftsatz vom 09.01.2018). Zur BegrÃ¼ndung seiner
Berufung wiederholt der KlÃ¤ger im Wesentlichen seinen Vortrag und trÃ¤gt weiter
vor, er halte das von Prof. Dr. U2 erstattete Gutachten unter Hinweis auf ein Urteil
des Bundessozialgerichts (BSG) vom 17.12.2015 (B 2 U 11/14 R) fÃ¼r grob
fehlerhaft. Seine Beschwerden hÃ¤tten sich verschlimmert. Seine kÃ¶rperlichen und
psychischen GesundheitsschÃ¤den kÃ¤men nur aus dem versicherten Bereich. Die
Beklagte habe es abgelehnt, ihn von dem von ihm vorgeschlagenen Gutachter Dr.
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S1 begutachten zu lassen und ihn stattdessen gegen seinen Willen zu Prof. Dr. U2
geschickt. Prof. Dr. H1 beziehe sich auf veraltete Leitlinien und im Gutachten sei
nicht dokumentiert, ob die entscheidende OberflÃ¤chentemperatur von zumindest
34Â°C bei den elektromyographischen Messungen eingehalten worden sei. Die
Messungen des Gutachters seien daher im Hinblick auf die fehlende Dokumentation
der Hauttemperatur mÃ¶glicherweise unzutreffend ermittelt und lÃ¤gen teilweise
mehr oder weniger knapp unter den Schwellenwerten der Leitlinien, teilweise auch
darÃ¼ber. Insgesamt vermisse er eine ErklÃ¤rung zur mÃ¶glichen Ursachen der
Erkrankung. Es ergÃ¤ben sich hingegen zahlreiche und erhebliche Beschwerden,
die nach dem Merkblatt einen Hinweis auf das Vorliegen der BK darstellten. Aus
diesem Grund sei eine Nachbegutachtung unter Verwendung bildgebender
Verfahren notwendig, die Aufschluss Ã¼ber Art und AusmaÃ� der
NervenschÃ¤digungen geben werde. Hinsichtlich der vom SachverstÃ¤ndigen nun
festgestellten Polyneuropathie habe die Beklagte noch mit Widerspruchsbescheid
vom 17.04.2014 die Anerkennung einer BK 1317 mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt,
eine solche liege nicht vor. Er sei der Auffassung, dass es sich nicht um eine
Polyneuropathie, sondern um eine multiple Mononeuropathie handele. Da seine
berufliche TÃ¤tigkeit und die Erkrankung einige Zeit zurÃ¼cklÃ¤gen und heute eine
Erkrankung mehrerer Nerven festgestellt werde, schlieÃ�e dies nicht aus, dass
ursprÃ¼nglich nur ein einzelner Nerv betroffen gewesen sei und dann
fortschreitend andere Nerven erkrankt seien. Er verbleibe bei seiner Auffassung,
dass das Gutachten von Prof. Dr. H1 unklar, widersprÃ¼chlich und unvollstÃ¤ndig
sei. Aus diesem Grund sei ein neues Gutachten von Amts wegen einzuholen. Er
beantrage die erneute Einholung einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme von Prof. Dr.
H1 zu seinen Stellungnahmen vom 07.02.2019, 23.04.2019 und 23.01.2020. Die
von ihm aufgeworfenen WidersprÃ¼che seien nach wie vor nicht ausgerÃ¤umt.
Auch habe der SachverstÃ¤ndige keine Konkurrenzursache fÃ¼r die von ihm
festgestellte Polyneuropathie benannt. Zudem sei er nach wie vor der Auffassung,
dass es sich bei seiner Erkrankung nicht um eine Polyneuropathie, sondern um eine
DruckschÃ¤digung mehrerer Nerven handele. SchlieÃ�lich sei der Widerspruch
zwischen dem Gutachten von Prof. Dr. U2 und dem von Prof. Dr. H1 zum Vorliegen
einer Polyneuropathie nach wie vor nicht aufgeklÃ¤rt. Das LSG habe es bei allen
seinen Streitsachen unterlassen, die MdE nach Recht, Gesetz und stÃ¤ndiger
Rechtsprechung zu ermitteln und ihm damit grobes soziales Unrecht zugefÃ¼gt. Er
sei der Ansicht, dass eine Entscheidung nicht auf das Gutachten und die
ergÃ¤nzenden Stellungnahmen von Prof. Dr. H1 gestÃ¼tzt werden kÃ¶nne. Sollte
der Senat dies beabsichtigen, beantrage er den SachverstÃ¤ndigen zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung zu laden.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 09.08.2016 aufzuheben, und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 29.08.2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.04.2014 zu verurteilen bei ihm eine
Berufskrankheit nach Nr. 2106 der Anlage 1 zur BKV anzuerkennen und ihm
Verletztenrente nach einer MdE um mindestens 10 v.H. nach MaÃ�gabe der
gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren,
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hilfsweise den SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H1 zu laden zur Beantwortung seiner
aufgeworfenen Fragen in den SchriftsÃ¤tzen vom 07.02.2019, 23.04.2019 und
23.01.2020.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus, sie halte das Urteil des SG fÃ¼r zutreffend. Das
Gutachten, mit dem eine Polyneuropathie ausgeschlossen worden sei, betreffe nicht
das vorliegende Berufungsverfahren. Vielmehr sei das Gutachten zur BK 1317
(Polyneuropathie oder Enzephalopathie durch organische LÃ¶sungsmittel oder
deren Gemische) erstellt worden. Prof. Dr. U2 habe festgestellt, dass weder eine
Polyneuropathie noch eine SchÃ¤digung eines peripheren Nerven vorliege. Die BK
1317 sei aber abgelehnt worden, da die beruflichen Voraussetzungen nicht gegeben
seien.

Der Senat hat von Amts wegen ein SachverstÃ¤ndigengutachten von dem Direktor
der Klinik fÃ¼r Neurologie des Katholischen Klinikum F Prof. Dr. H1 vom 11.08.2018
eingeholt. Prof. Dr. H1 hat hierin nach ambulanter Untersuchung am 09.08.2018
ausgefÃ¼hrt, retrospektiv ergÃ¤ben sich im Rahmen der gutachterlichen
Untersuchung bezÃ¼glich der oberen ExtremitÃ¤ten weder klinisch noch
neurophysiologisch Hinweise auf das Vorliegen einer DruckschÃ¤digung eines
Armnerven, insbesondere nicht fÃ¼r ein in den Vorbefunden konstatiertes, nach
den Leitlinien aber nicht zu diagnostizierendes sogenanntes Sulcus ulnaris-
Syndrom. Insbesondere im Bereich der Armnerven hÃ¤tten sich im Bereich der fÃ¼r
DruckschÃ¤digungen anfÃ¤lligen Regionen (Nervus medianus im Bereich des
Karpaltunnels, Nervus ulnaris im Bereich des sogenannten Sulcus ulnaris â��
Knochenrinne am Ellenbogen â�� und Ramus superficialis des Nervus radialis am
rumpffernen Unterarm) keine Hinweise fÃ¼r eine isolierte DruckschÃ¤digung
gezeigt. Die im Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten angegebenen sensiblen
StÃ¶rungen entsprÃ¤chen in ihrem Verteilungsmuster (zirkulÃ¤re Anordnung im
Bereich des rechten Unterschenkels und FuÃ�es sowie einer diffusen Anordnung im
Bereich des gesamten linken Beines) eher dem Befund einer sensiblen StÃ¶rung,
wie sie im Rahmen einer sogenannten Polyneuropathie auftrete. Hinweise fÃ¼r eine
isolierte DruckschÃ¤digung der Beinnerven ergÃ¤ben sich weder klinisch noch
neurophysiologisch. DarÃ¼ber hinaus bestehe ein TaubheitsgefÃ¼hl im Bereich der
Narben am linken Ellenbogen und der linken Daumenkuppe, wie sie im
Narbenbereich durch Verletzungen von NervenendÃ¤sten typisch sei. Die
GesundheitsstÃ¶rung seien nicht ursÃ¤chlich oder mitursÃ¤chlich im Sinne der
Entstehung oder im Wege der Verschlimmerung auf eine berufliche Exposition des
KlÃ¤gers im Sinne einer DruckschÃ¤digung der BK 2106 zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Gegen
die Annahme eines ursÃ¤chlichen Zusammenhangs spreche der fehlende Nachweis
einer isolierten NervendruckschÃ¤digung. Es handele sich vielmehr um eine
generalisierte, nicht druckschÃ¤digungsbedingte SchÃ¤digung der Nerven in ihrem
Gesamtverlauf mit rumpfferner Betonung, wie es fÃ¼r eine Polyneuropathie typisch
sei. Die dem Gutachten zugrunde gelegten Messprotokolle Ã¼bersandte der
SachverstÃ¤ndige unter dem 21.09.2018.
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In der vom Senat von Amts wegen eingeholten ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
07.01.2019 hat Prof. Dr. H1 ausgefÃ¼hrt, er habe die aktuellste Version der
Fachgesellschaft Neurologie zitiert. Die vom KlÃ¤ger angefÃ¼hrte neuere Version
sei nicht in die Leitlinien der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r Neurologie aufgenommen
worden. Insbesondere hÃ¤tten sich bezÃ¼glich der zur Diagnostik peripherer
Nervenerkrankungen im Vordergrund stehenden neurographischen und
elektromyographischen Untersuchungen seit 2012 keine wesentlichen Neuerungen
ergeben. Weder eine Ultraschalluntersuchung der Nerven, noch eine
kernspintomographische Untersuchung seien beim KlÃ¤ger angezeigt gewesen. Mit
den beim KlÃ¤ger durchgefÃ¼hrten Verfahren (Neurographie/Elektromyographie)
erfolge die Untersuchung auf eine funktionelle StÃ¶rung eines Nerven, die
bildgebenden Verfahren (Ultraschallsonographie bzw. Kernspintomographie)
dienten lediglich der UrsachenklÃ¤rung einer fokalen NervenlÃ¤sion, die beim
KlÃ¤ger nicht vorliege. Bei der elektroneurographischen Untersuchung des KlÃ¤gers
habe die Temperatur an den unteren ExtremitÃ¤ten 34,1Â°C, an den oberen
ExtremitÃ¤ten 34,2Â°C betragen und somit im geforderten Rahmen gelegen,
weshalb die Messungen der Nervenleitgeschwindigkeit nicht in ihrer
Messgenauigkeit beeintrÃ¤chtigt gewesen seien. Es habe sich keinerlei Hinweis
fÃ¼r ein Sulcus Ulnaris-Sndrom ergeben, da im sogenannten Sulcusabschnitt des
Nerven (Ellenbogenanschnitt) auf der rechten Seite sogar eine mit ca. 8 m/s
hÃ¶here Geschwindigkeit gemessen worden sei. Hinsichtlich der signifikanten
Amplitudenminderung bei der motorischen Neurographie sei anzumerken, dass an
allen Stimulationsorten die Amplituden der evozierten Muskelaktionspotentiale
absolut gesehen im Normbereich gelegen hÃ¤tten. Hinsichtlich eines
durchzufÃ¼hrenden Seitenvergleichs sei anzumerken, dass ein signifikanter
Seitenunterschied (V. Finger) nicht bestehe; ein solcher kÃ¶nne fÃ¼r eine sensible
Neurographie erst bei einer Amplitudendifferenz der sNAP-Amplitude von
mindestens 50 % angenommen werden. Auch im Kniebereich sei zur Feststellung
einer Leistungsblockierung im Unterschenkelabschnitt des Nervus tibialis eine
Amplitudenminderung von 50 % maÃ�geblich, da die Stimulation des Nervus tibialis
in der Kniekehle hÃ¤ufig schwierig sei. Mit den Ursachen der festgestellten
Polyneuropathie habe er sich nicht auseinander setzen mÃ¼ssen, da dies nicht
Gegenstand des Gutachtens gewesen sei. Entgegen des Vorbringens des KlÃ¤gers
seien auch nicht fÃ¼nf der typischen klinischen Symptome des Merkblattes zur BK
2106 Ziffer III erfÃ¼llt; diese EinschÃ¤tzung decke sich nicht mit den im Rahmen
der gutachterlichen Untersuchung erhobenen Befunden. Zusammenfassend seien
die erhobenen Befunde bzw. geklagten Beschwerden im Rahmen einer
Polyneuropathie erklÃ¤rlich und bewiesen nicht das Vorliegen einer BK 2106. Eine
bildgebende Diagnostik sei nicht notwendig, da deren Einsatz nur dann sinnvoll sei,
wenn eine funktionelle StÃ¶rung des Nerven bereits durch den klinischen Befund
sowie die neurophysiologische Dokumentation der Nervenfunktion anzunehmen sei.
Ein solcher Verdacht habe sich aus den erhobenen Befunden jedoch nicht ergeben.

Mit Schriftsatz vom 28.03.2019 hat der KlÃ¤ger um Vorlage der medizinischen
Unterlagen hinsichtlich eines Ausschlusses einer Polyneuropathie gebeten. Der
Widerspruch dieses medizinischen Gutachtens zum Gutachten von Prof. Dr. H1, der
bei ihm eine Polyneuropathie festgestellt habe, mÃ¼sse aufgeklÃ¤rt werden. Diese
Bitte hat er mit Schriftsatz vom 06.08.2019 nochmals bekrÃ¤ftigt, woraufhin die
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Beklagte mit Schriftsatz vom 22.08.2019 ihre Verwaltungsakte zur BK 1317
Ã¼bersandte, deren Bestandteil das neurologische Gutachten von Prof. Dr. U2 vom
29.10.2013 ist.

In einer weiteren von Amts wegen eingeholten ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
10.12.2019 hat Prof. Dr. H1 ausgefÃ¼hrt, Grundlage fÃ¼r die Ablehnung der BK
1317 durch die Beklagte im Jahr 2014 sei das Gutachten von Prof. Dr. U2 aus dem
Jahr 2013, demzufolge sich keine Hinweise fÃ¼r eine Polyneuropathie ergeben
hÃ¤tten. Zwischen dieser Untersuchung und seiner Begutachtung im August 2018
seien ca. 5 Jahre vergangen, sodass davon auszugehen sei, dass die im Rahmen
seiner Begutachtung festgestellte sensomotorische Polyneuropathie sich in der
Zwischenzeit entwickelt habe. Die Angaben im Gutachten von Prof. Dr. U2 seien
auch korrekt gewesen. Hinsichtlich der monierten fehlenden Dokumentation der
Temperaturmessungen sei anzufÃ¼hren, dass die Dokumentation der
Temperaturmessungen in der Akte und nicht auf dem Messprotokoll erfolge und
deswegen nicht im Rahmen der Ã�bersendung der Messprotokolle Ã¼bermittelt
worden sei. Die genaue Kenntnis der Temperaturmessungen im Nachhinein ergebe
sich aus dem Einblick in seine Krankenakte.

Mit Richterbrief vom 02.03.2020 hat der Senat dem KlÃ¤ger mitgeteilt, dass eine
Ladung des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H1 zum Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht vorgesehen ist.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte, der beigezogenen Akte der Beklagten Bezug genommen, der
insgesamt Gegenstand der Entscheidung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige, insbesondere statthafte (Â§ 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGG) und
fristgerecht eingelegte (Â§ 151 Abs. 1 SGG) Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat
die Klage zu Recht abgewiesen.

Soweit der KlÃ¤ger mit der Klage Ã¼ber die Feststellung des Vorliegens der BK
2106 hinaus auch die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente begehrt, ist die Klage
bereits unzulÃ¤ssig.

Ungeachtet des im Ausgangsverfahren unbeanstandet gestellten Antrags auf
GewÃ¤hrung einer Verletztenrente nach einer MdE von mindestens 20 v.H. ist
zulÃ¤ssiger Streitgegenstand des Berufungsverfahrens allein die Ablehnung der
Anerkennung der BK 2106. Denn die Beklagte hat mit dem angefochtenen Bescheid
vom 29.08.2013 allein Ã¼ber das Vorliegen der Voraussetzungen fÃ¼r die
Anerkennung der BK 2106 entschieden und deren Anerkennung mangels Vorliegen
der arbeitstechnischen Voraussetzungen abgelehnt. Soweit die Beklagte im
VerfÃ¼gungssatz des Bescheides auch festgestellt hat, dass AnsprÃ¼che auf
Leistungen nicht bestehen, ergibt sich hieraus nicht anderes. Nach der
Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 16.11.2005, B 2 U 28/04 R) beschreibt die
Formulierung im VerfÃ¼gungssatz eines Bescheides "Leistungen aus der
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gesetzlichen Unfallversicherung kÃ¶nnen nicht gewÃ¤hrt werden" ersichtlich nur
allgemein die Folgerungen, die sich aus der Nichtanerkennung einer BK ergeben.
Eine Entscheidung Ã¼ber einzelne konkrete LeistungsansprÃ¼che ist damit nicht
verbunden (BSG, a.a.O., Rn. 17 zitiert nach juris). Im vorliegenden Fall hat die
Beklagte die Anerkennung der BK 2106 abgelehnt, da nach dem Ergebnis ihrer
Ermittlungen die arbeitstechnischen Voraussetzungen nicht vorgelegen haben.
Zwar hat die Beklagte im Rahmen des Widerspruchsverfahrens das Vorliegen einer
gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit im Sinne der BK 2106 bestÃ¤tigt, jedoch mangels
Vorliegens einer berufsbedingten Erkrankung des peripheren Nervensystems die
Anerkennung der BK weiter abgelehnt. Ã�ber die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente
verhalten sich weder der Ausgangs- noch der Widerspruchsbescheid. Auch hat der
KlÃ¤ger in seinem Antrag bzw. der Erinnerung an den gestellten Antrag nur die
PrÃ¼fung der BK begehrt, nicht explizit auch die GewÃ¤hrung einer Rente.

Im Ã�brigen ist die Klage als Anfechtungs- und Feststellungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S.
1, Abs. 4, Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG) statthaft. Eine kombinierte Anfechtungs- und
Feststellungsklage auf Feststellung einer Berufskrankheit ist nach Â§ 55 Abs. 1 Satz
1 SGG zulÃ¤ssig (Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, 12. Auflage
2017, Â§ 55 Rn. 13b m.w.N.). Die auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Klage hat das SG zu
Recht abgewiesen, denn sie ist unbegrÃ¼ndet.

Der Bescheid vom 29.08.2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
17.04.2014 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten (Â§
54 Abs. 2 S. 1 SGG). Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Anerkennung der BK
2106.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Anerkennung der begehrten BK ist Â§ 9 Abs. 1 S. 1 SGB
VII i.V.m. Nr. 2106 der Anlage 1 zur BKV. BKen sind gem. Â§ 9 Abs. 1 SGB VII nur
diejenigen Krankheiten, welche die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates als BKen bezeichnet (Listen-BK) und die Versicherte
infolge einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleiden. In der Anlage 1 zur BKV ist die BK 2106 mit
dem Erkrankungsbild "DruckschÃ¤digung der Nerven" bezeichnet. Die Anerkennung
einer BK 2106 setzt demnach voraus, dass der Versicherte infolge versicherter
TÃ¤tigkeit eine DruckschÃ¤digung der Nerven erlitten hat.

In beweisrechtlicher Hinsicht mÃ¼ssen die Tatbestandsmerkmale "versicherte
TÃ¤tigkeit", "Verrichtung", "Einwirkungen" und "Krankheit" im Sinne des
Vollbeweises, also mit an Gewissheit grenzender Wahrscheinlichkeit, vorliegen.
Hingegen genÃ¼gt fÃ¼r die nach der Theorie der wesentlichen Bedingung zu
beurteilenden UrsachenzusammenhÃ¤nge die hinreichende Wahrscheinlichkeit,
nicht allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 04.07.2013, B 2 U
11/12 R, Rn. 12; Urteil vom 27.06.2006, B 2 U 20/04 R, Rn. 15; Urteil vom
09.05.2006, B 2 U 1/05 R, Rn. 20 â�� alle zitiert nach juris). Um eine hinreichende
Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen Zusammenhanges zu bejahen, muss sich
unter WÃ¼rdigung des Beweisergebnisses ein solcher Grad von Wahrscheinlichkeit
ergeben, dass ernste Zweifel hinsichtlich einer anderen MÃ¶glichkeit ausscheiden
und nach der geltenden Ã¤rztlichen wissenschaftlichen Lehrmeinung deutlich mehr

                            11 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/6.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2011/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2011/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2020/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%201/05%20R


 

fÃ¼r als gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht (vgl. z.B. BSG, Urteil
vom 12.09.2012, B 3 KR 10/12 R, Rn. 47 m.w.N.; Urteil vom 09.05.2006, B 2 U 1/05
R, Rn. 20 m.w.N.; Beschluss vom 08.08.2001, B 9 V 23/01 R, Rn. 4 m.w.N. â�� alle
zitiert nach juris).

Vorliegend war der KlÃ¤ger bei seiner beruflichen TÃ¤tigkeit unter Tage
Versicherter im Sinne von Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII und â�� auch nach Auffassung
der Beklagten â�� grundsÃ¤tzlich Einwirkungen ausgesetzt, die zu einer
DruckschÃ¤digung der Nerven hÃ¤tten fÃ¼hren kÃ¶nnen. Jedoch fehlt es an dem
erforderlichen Vollbeweis einer solchen Erkrankung. Dies steht zur Ã�berzeugung
des Senats nach Abschluss der Beweisaufnahme fest.

Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. H1 hat Ã¼berzeugend, in sich
widerspruchsfrei und vollstÃ¤ndig unter BerÃ¼cksichtigung des einschlÃ¤gigen
Merkblattes und der aktuellen unfallmedizinischen Lehrmeinung dargelegt, dass auf
neurologischem Fachgebiet keine berufsbedingte Erkrankung in Form einer
isolierten NervendruckschÃ¤digung vorliegt. Insbesondere im Bereich der
Armnerven haben sich im Bereich der fÃ¼r DruckschÃ¤digungen anfÃ¤lligen
Regionen (Nervus medianus im Bereich des Karpaltunnels, Nervus ulnaris im
Bereich des sogenannten Sulcus ulnaris â�� Knochenrinne am Ellenbogen â�� und
Ramus superficialis des Nervus radialis am rumpffernen Unterarm) keine Hinweise
fÃ¼r eine isolierte DruckschÃ¤digung gezeigt. Die im Bereich der unteren
ExtremitÃ¤ten angegebenen sensiblen StÃ¶rungen entsprechen in ihrem
Verteilungsmuster (zirkulÃ¤re Anordnung im Bereich des rechten Unterschenkels
und FuÃ�es sowie einer diffusen Anordnung im Bereich des gesamten linken
Beines) eher dem Befund einer sensiblen StÃ¶rung, wie sie im Rahmen einer
sogenannten Polyneuropathie auftritt. Hinweise fÃ¼r eine isolierte
DruckschÃ¤digung der Beinnerven ergeben sich weder klinisch noch
neurophysiologisch. Eine bildgebende Diagnostik ist nicht notwendig, da deren
Einsatz nur dann sinnvoll ist, wenn eine funktionelle StÃ¶rung des Nerven bereits
durch den klinischen Befund sowie die neurophysiologische Dokumentation der
Nervenfunktion anzunehmen sind. Ein solcher Verdacht hat sich aus den erhobenen
Befunden jedoch nicht ergeben. Bei durch DruckschÃ¤digungen von Nerven
verursachten NervenlÃ¤sionen erscheinen typischerweise auffÃ¤llige
elektromyographische und elektroneurographische Befunde, beispielsweise eine
herabgesetzte Nervenleitgeschwindigkeit (vergleiche
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Auflage
2017, Seite 256). Dementsprechende Befunde sind beim KlÃ¤ger nicht
nachweisbar.

BestÃ¤tigt wird dies auch durch das im Verwaltungsverfahren von der Beklagten
beigezogene Gutachten von Prof. Dr. U2 zur BK 2104 sowie die von der Beklagten
zur BK 2106 eingeholte beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme von Dr. H vom
12.02.2014. Bereits im Rahmen der Begutachtung durch Prof. Dr. U2 â��
ungeachtet der PrÃ¼fung einer anderen BK â�� waren sowohl die Befunde der
Elektroneurographie als auch die der Elektromyographie unauffÃ¤llig und zeigten
keine Hinweise fÃ¼r das Vorliegen eines peripheren Nervenschadens. Dr. H hat
nach eigener Auswertung der elektrophysiologischen Untersuchungen dargelegt,
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dass der Ausschluss einer neurologischen Erkrankung im Sinne eines peripheren
Druckschadens durch die elektrophysiologischen Untersuchungen eindeutig
nachgewiesen werden konnte. LÃ¤ge eine DruckschÃ¤digung der Nerven im Sinne
der hier streitigen BK 2106, insbesondere des Nervus ulnaris vor, so hÃ¤tte sich
diese in den elektrophysiologischen Untersuchungen widerspiegeln mÃ¼ssen.

Inwieweit der vormalige ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers der Verwendung des
Gutachtens von Prof. Dr. U2 zugestimmt bzw. einer Verwertung desselben
widersprochen hat, kann dahinstehen. Denn Grundlage der Entscheidung des
Senats ist das nach Â§ 106 SGG im wiedererÃ¶ffneten Berufungsverfahren
eingeholte Gutachten von Prof. Dr. H1, das auf eigenen Befunden und einer
persÃ¶nlichen Untersuchung des KlÃ¤gers beruht. FÃ¼r die Verwertbarkeit des
Gutachtens von Prof. Dr. U2 trotz der vom vormaligen ProzessbevollmÃ¤chtigten
des KlÃ¤gers verweigerten Zustimmung â�� abgesehen davon, dass er sich um ein
hÃ¶chstpersÃ¶nliches Recht des betroffenen KlÃ¤gers handelt â�� spricht jedoch
die Tatsache, dass der KlÃ¤ger selbst im Rahmen seiner schriftlichen
EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung vom 02.12.2017 sowie im weiteren Verlauf des
Berufungsverfahrens das Gutachten auf eigene Anforderung von der Beklagten hat
zur Akte reichen lassen und vom gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen die
AufklÃ¤rung der seiner Ansicht nach bestehenden WidersprÃ¼chlichkeiten
zwischen beiden Gutachten hinsichtlich des Vorliegens einer Polyneuropathie
begehrt hat. Im Ã�brigen dÃ¼rfte die Erlangung und Verarbeitung durch den Senat
auch durch Â§ 9 Abs. 2 lit. f. der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) gedeckt
sein. Danach ist die Erlangung und Verarbeitung zur Geltendmachung, AusÃ¼bung
oder Verteidigung von RechtsansprÃ¼chen oder bei erforderlichen Handlungen der
Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen TÃ¤tigkeit rechtlich zulÃ¤ssig.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers sind auch die aktenkundigen Befunde der
den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte nicht zum Nachweis eines Erkrankungsbildes
geeignet. So hat Prof. Dr. U1 in seinem Arztbericht vom 23.10.2012 lediglich den
Verdacht auf ein Sulcus ulnaris-Syndrom bds. gestellt. Die sodann veranlasste
neurologische Untersuchung durch die Ã�rztin C (Bericht vom 26.02.2013) ergab als
gesicherte Diagnose eine beinbetonte Polyneuropathie, die mit Prof. Dr. H1 kein
Erkrankungsbild im Sinne der BK 2106 ist. Die zudem von der vorbenannten Ã�rztin
beschriebene leichtgradige VerzÃ¶gerung als mÃ¶glichen Hinweis auf eine Irritation
des linken Ulnarisnerven erfÃ¼llt nach den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von
Prof. Dr. H1 in dessen Gutachten vom 11.08.2018 nach den anwendbaren Leitlinien
der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r Neurologie ebenfalls nicht die Anforderungen fÃ¼r
die Diagnosestellung eines Sulcus ulnaris-Syndroms. Insoweit hat der
SachverstÃ¤ndige â�� entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers â�� auch
ausdrÃ¼cklich die Frage verneint, dass vor dem operativen Eingriff eine Erkrankung
im Sinne der streitigen BK vorgelegen hat.

Auch aus den dem Senat im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgelegten
Unterlagen ergibt sich nichts anderes. Denn auch hier wendet sich der KlÃ¤ger
lediglich erneut gegen die vom gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen gestellte Diagnose
einer Polyneuropathie. Zu dieser Frage hat der Senat jedoch im Nachgang zum
Gutachten vom 11.08.2018 bereits zwei ergÃ¤nzende Stellungnahmen (07.01.2019
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und 10.12.2019) von Prof. Dr. H1 eingeholt, in denen der SachverstÃ¤ndige bei der
von ihm gestellten Diagnose geblieben ist. Die vom KlÃ¤ger vorgelegten Unterlagen
sind indes weder dazu geeignet, diese sachverstÃ¤ndige EinschÃ¤tzung des
gerichtlich bestellten Facharztes fÃ¼r Neurologie zu widerlegen, noch diese in
ihrem Beweiswert zu entkrÃ¤ften.

Danach hat Prof. Dr. H1 insgesamt Ã¼berzeugend und unter BerÃ¼cksichtigung
der Einwendungen des KlÃ¤gers bzw. dessen vormaligen ProzessbevollmÃ¤chtigten
den medizinisch relevanten Sachverhalt zutreffend berÃ¼cksichtigt, sodass der
Senat keine Veranlassung hatte, die gutachterlichen Feststellungen in Zweifel zu
ziehen.

Allein aus dem Vorliegen der arbeitstechnischen Voraussetzungen kann angesichts
der multifaktoriellen Entstehung von Erkrankungen nicht automatisch auf das
Bestehen der Anspruchsvoraussetzungen einer BK geschlossen werden; vielmehr
mÃ¼ssen medizinische Kriterien hinzukommen (vgl. z.B. BSG, Urteil vom
23.04.2015, B 2 U 10/14 R, Rn. 18 zur BK 2108 zitiert nach juris; vgl.
Mehrtens/Brandenburg, Die Berufskrankheitenverordnung M 2106, S. 8).

Dem hilfsweise gestellten Antrag des KlÃ¤gers auf Befragung des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H1 in der mÃ¼ndlichen Verhandlung zur Beantwortung
der von ihm in seinen SchriftsÃ¤tzen vom 07.02.2019, 23.04.2019 und 23.01.2020
aufgeworfenen Fragen musste der Senat nicht nachgehen. Denn der KlÃ¤ger
verkennt hierbei einerseits, dass dem SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H1 zur
Erstattung seiner weiteren ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 10.12.2019 die
Gerichtsakte nebst der Verwaltungsakten der Beklagten Ã¼bersandt wurden, in
denen seine SchriftsÃ¤tze vom 07.02.2019 und 23.04.2019 enthalten waren, und
der SachverstÃ¤ndige die vorgenannte ergÃ¤nzende Stellungnahme in Kenntnis der
hierin aufgeworfenen Fragen erstattet und keine Veranlassung gesehen hat, von
seiner gutachterlichen EinschÃ¤tzung abzuweichen. Andererseits hat der KlÃ¤ger in
seinem weiteren Schriftsatz vom 23.01.2020 lediglich die bereits zuvor
aufgeworfenen Fragen erneut wiederholt. Dabei geht er insbesondere irrtÃ¼mlich
davon aus, dass der im Vollbeweis festzustellende Gesundheitsschaden bei ihm
vorliegt und Prof. Dr. H1 ihm Alternativursachen fÃ¼r die von ihm diagnostizierte
Polyneuropathie zu benennen habe. Hierbei verkennt der KlÃ¤ger, dass eben
gerade ein Gesundheitsschaden im Sinne der BK 2106 nicht im Vollbeweis
festgestellt werden konnte und es auf die Frage von Alternativursachen deshalb
vorliegend nicht ankommt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Verfahrens in der Sache selbst. Mit in die Kostenentscheidung einzubeziehen waren
auch die Kosten des Verfahrens beim BSG. Diese waren nicht zu Ã¼bernehmen, da
der KlÃ¤ger in der Hauptsache sowohl im Klage- als auch im Berufungsverfahren
unterlegen ist und die ZurÃ¼ckverweisung des BSG allein aufgrund der vom BSG
beanstandeten fehlenden Ermittlungen des LSG erfolgt ist.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG
bestehen nicht.

                            14 / 15

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2010/14%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html


 

Erstellt am: 13.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            15 / 15

http://www.tcpdf.org

